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D er Satz Wolfgang Thierses, 
dass die Entwicklung in den 
neuen Bundesländern auf der 

Kippe stehe, hat mehr Bewegung in 
die Debatte um Probleme der deut- 
schen Einheit gebracht als jede ande- 
re Rede von Politikern im Bundestag. 
Das Für und Wider zu Thierses These 
hat einen neuen Bedarf an solider 
Analyse und ,,harten" Zahlen hervor- 
gerufen. 

Die von Rolf Reißig, seit 1990 Chef 
des Brandenburg-Berliner Instituts für 
Sozialwissenschaftliche Studien, kürz- 
lich vorgelegte 10-Jaresbilanz geht 
auf eine Reihe von Fragen ein, die 
jetzt neu im Raum stehen. 

Reißigs kritische Ausgangsthese 
lautet, dass der hegemoniale Vereini- 
gungsdiskurs seine Urteile längst 
festgeschrieben habe und ,,Abwei- 
chungen'' nicht zulasse. Das Axiom 
laute: Die Transformation Ost- 
deutschlands habe sich - trotz nicht 
vorhersehbarer Probleme- auf ho- 
hem Niveau stabilisiert. Die Gewinne 
überlagerten die Verluste, die Anglei- 
chung Ost an West sei ausgeprägter 
als die noch vorhandenen Unter- 
schiede. 

Diese Festschreibung folgt ideo- 
logischen Bildern und parteipoliti- 
schen Kalkülen. Die Aufgabe der So- 
zialwissenschaften aber bestehe 
darin, in ihren Analysen einem ge- 
sellschaftskritischen Ansatz zu su- 
chen. Für Reißig war das Transfor- 
mations- und Einheitsprojekt im 
,,Jahre 10" der deutschen Einheit 
weder gelungen noch gescheitert, 
sondern gespalten und unvollendet. 
Im Ergebnis der von konservativen 
Akteuren geprägten Vereinigung 
durch Inkorporation (Einverleibung) 
entstand die gesamtdeutsche Bun- 
desrepublik als ,,dualistische Verei- 
nigungsgesellschaft". Innerhalb der 
Bundesrepublik habe sich eine ge- 
sonderte ostdeutsche Teilgesell- 
schaft mit  spezifischen Struktur- 
merkmalen gebildet. Die Fehlsteue- 
rung, die eine derart gespaltene Ein- 
heit hervorbrachte, wurde späte- 
stens in der zweiten Hälfte der 90er 
Jahre mi t  dem Abbrechen der öko- 
nomischen Aufholjagd und einem 
neuen Auseinanderdriften des 

Wachstums in Ost und West offen- 
bar. Hier wäre der Wechsel zu einer 
an einem neuen Leitbild orientierten 
Reformpolitik erforderlich gewesen. 
Ein neues Signal, das auf das Aufho- 
len durch den Osten setzt und mit 
Investitionen dafür Voraussetzun- 
gen schafft, gab es seither nicht. So 
kam es zu den mittlerweile ernsten 
Problemen, die Ostdeutschland an 
den Scheideweg geführt hätten: 
,,strukturschwache, abhängige und 
alimentierte ,Sonderzone' oder zu- 
kunftsfähige Wachstumsregion in 
der Mitte Europas." (S. 11) Erforder- 
lich sei ein Abrücken vom ,,Weiter 
so" und ein Strategiewechsel. An- 
stelle des Aufbaus Ost als Nachbau 
West müsse nun ein Umbau in Ost 
und West treten. 

Reißig erinnert daran, welche 
Grundannahmen am Beginn der Ver- 
einigung standen: 

Nach einer kurzen, vielleicht etwas 
schmerzhaften Übergangsphase, 
käme es zu einem selbsttragenden 
Wirtschaftsaufschwung und zu blü- 
henden Landschaften sowie zu glei- 
chen Lebensverhältnissen in Ost und 
West. 

Funktionstüchtige, in der ostdeut- 
schen Gesellschaft fest verankerte In- 
stitutionen würden schnell entstehen. 

Die Zufriedenheits- und Zukunfts- 
potentiale sowie das Systemvertrauen 
würden wachsen. 

Es käme folglich zu einer Anglei- 
chung der Wertorientierungen und 
der politischen Kultur der Ost - an die 
Westdeutschen und zur inneren Ein- 
heit. 

Dabei herrschte die Hoffnung 
vor, dass es sich bei der DDR-Trans- 
formation um etwas Ähnliches han- 
delte wie bei dem Wirtschaftswun- 
der der alten Bundesrepublik. Die 
neuen Bundesländer sollten durch 
ihr Hinzukommen die Bundesrepu- 
blik vergrößern, die sich aber selbst 
keineswegs verändern sollte: ,,lm 
Osten sollte sich danach alles, im 
Westen nichts ändern, mit Ausnah- 
me vielleicht der Postleitzahlen." (S. 
23) 

Am Beginn der konservativen 
Vereinigungspolitik stand die Vor- 
stellung, dass die Herstellung der in- 
stitutionellen Gleichheit mit dem 
westdeutschen lnstitutionensystem 
wichtiger sei als die bestmögliche 
Entwicklung der bestehenden Poten- 
tiale oder eine möglichst verlustarme 
Anpassung an den weltwirtschaftli- 
chen Kontext. Das war die Entschei- 
dung für einen exogenen Transfor- 
mationstyp. Diesem entsprach der 

Institutionen-, Eliten- und Ressour- 
centransfer von West- nach Ost- 
deutschland in einem bisher nicht 
gekannten Ausmaß. Der soziale und 
politische Wandel in den neuen Bun- 
desländern erfolgte durch Außen- 
steuerung, während endogene Fak- 
toren später zunehmend an Gewicht 
gewannen. Der politische Transfor- 
mationsprozess verdrängte alles, 
was der demokratische Aufbruch im 
1989/90 in der DDR hervorgebracht 
hatte. Die konservative Elite aus dem 
Westen vermochte nichts mit der de- 
mokratischen Volksbewegung der 
DDR anzufangen. Ab Oktober 1990 
war der Dialog der Ostdeutschen 
über ihr Woher und Wohin zu Ende. 
Als neue Norm galten nur noch 
westdeutsche Institutionen, Nor- 
men, Parteien, Medien, Politikfor- 
men, Diskurse, Deutungen und 
Wertorientierungen. Ostdeutschland 
war in der Sicht der konservativen 
Akteure ein ,,nachhinkendes Sonder- 
gebietl'.Viele Ostdeutsche bekamen 
den Eindruck, dass sie in der Bundes- 
republik unerwünscht seien. Der ra- 
dikale Elitenaustausch machte über 
100000 Wissenschaftler der DDR zu 
Rentnern, Vorrentnern und Arbeits- 
losen. Nicht nur die Positionselite 
wurde deklassiert, auch große der 
Teile der Funktionselite. Lebensläufe, 
Lebensentwürfe, Qualifizierungen, 
Leistungen, Berufs- und Bildungsab- 
schlüsse, individuelle und gesell- 
schaftliche Wertorientierungen wa- 
ren, da in der ,,zweiten Diktatur" er- 
worben, nur noch Erblasten. Nach 
Reißig sind die Folgen dieser objekti- 
ven und subjektiven Entwertung gra- 
vierender noch als die der Deindu- 
strialisierung. Ostdeutsche haben in 
der Bundesrepublik einen Bevölke- 
rungsanteil von 20 Prozent. Der An- 
teil der Ostdeutschen am Führungs- 
personal in der Justiz und beim Mili- 
tär beträgt 0 Prozent, in der Wirt- 
schaft 0,4 Prozent, in der Verwal- 
tung 2,5 Prozent, in der Wissen- 
schaft 7,3 Prozent, in den Medien 
11.8 Prozent und in den Gewerk- 
schaften 12,4 Prozent. Selbst in Ost- 
deutschland ist die knappe Hälfte 
des Führungspersonals nicht mehr 
von Einwohnern der Region besetzt. 
Diese Gegebenheit schuf kulturell- 
mental ein Problem zwischen Au- 
ßenseitern (Mehrheit) und Etablier- 
ten (Minderheit). Ein politischer Ord- 
nungsrahmen könne zwar übertra- 
gen werden, meint Reißig, aber die 
dazugehörende zivile Gesellschaft 
und politische Öffentlichkeit nicht. 
Zu einem Erfolg der Transformation 
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